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KURZBESCHREIBUNG 

Die Studie aktualisiert die Analyse des Neuen Magischen Vierecks (NMV) der Wirt-
schaftspolitik und untersucht, wie sich die Ziele in den Bereichen materieller Wohlstand, 
Staatstätigkeit, soziale und ökologische Nachhaltigkeit seit 2019 entwickelt haben. Die 
Ergebnisse zeigen: Trotz leichtem Wirtschaftswachstum 2025 stagniert das BIP pro 
Kopf auf Vorkrisenniveau. Bei der wirtschaftlichen Stabilität wurden nur die Beschäfti-
gungs- und Leistungsbilanzziele erreicht. Die öffentlichen Haushalte wurden durch die 
Krisenmaßnahmen stark belastet. Zwar steigen die öffentlichen Investitionen inzwi-
schen wieder an, sie reichen jedoch weiterhin nicht aus, um den hohen Investitionsbe-
darf zu decken. Soziale Nachhaltigkeit bleibt problematisch – kein Zielwert wurde er-
reicht, wobei die Armutsrisikoquote leicht sinkt, während die Einkommensungleichheit 
steigt. Bei der ökologischen Nachhaltigkeit wurden die Treibhausgasziele erreicht, je-
doch hauptsächlich krisenbedingt. Die Reform der Schuldenbremse 2025 eröffnet neue 
Investitionsspielräume, während geopolitische Risiken die wirtschaftliche Entwicklung 
weiter belasten. 
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NACHHALTIGKEIT DER WIRTSCHAFTSPOLITIK – STAGNATION 
GEHT WEITER, HERAUSFORDERUNGEN STEIGEN 

Aktualisierung des Neuen Magischen Vierecks 

Fabian Lindner und Anita Tiefensee 

1 Nachhaltigkeit in Zeiten der Stagnation 

Obwohl die deutsche Wirtschaftsleistung 2025 nach zwei Rezessionsjahren leicht zunahm, lag das Brut-
toinlandsprodukt kaum höher als noch im Vorjahr der Coronapandemie 2019. Die lange konjunkturelle 
Krise scheint mittlerweile in ein generelles Problem des Wirtschaftsmodells Deutschland umzuschla-
gen: Die starke Abhängigkeit von Energieimporten macht die Wettbewerbsfähigkeit der energieinten-
siven deutschen Industrie für internationale Preisschwankungen anfällig. Das hat nicht nur der Ukrai-
nekrieg ab 2022 gezeigt, das wird auch durch den momentanen Irankrieg wieder offenbar, der die Gas- 
und Ölpreise nach oben treibt. Die deutschen Exporte sind nicht mehr so stark auf den Weltmärkten 
gefragt wie vor der Krise. Mittlerweile konkurrieren chinesische Unternehmen nicht zuletzt wegen der 
chinesischen Industriepolitik mit deutschen Maschinen- und Autobauern in China und auf Drittmärkten 
und lassen den ehemals so starken deutschen Exportmotor stocken. Die Importzölle der USA unter 
Präsident Donald Trump erschweren den Zugang zum wichtigen US-Markt. 

Die wie kaum ein anderes Land von der Globalisierung abhängige deutsche Wirtschaft wird belastet 
durch geopolitische Krisen, den Wegbruch von Märkten und der Bedrohung der für den deutschen 
Export so wichtigen Seewege. Gleichzeitig belasten hohe Zinsen und Preise die Investitionen – nicht 
zuletzt die wegen der Wohnungsknappheit infolge der starken Bevölkerungszunahme so wichtigen 
Bauinvestitionen. Zudem hat der Staat die öffentliche Infrastruktur zu lange vernachlässigt, was Gesell-
schaft und Wirtschaft belastet. Die externen Herausforderungen werden noch erschwert durch zuneh-
mende innenpolitische Verwerfungen, da es immer schwieriger wird, demokratische Mehrheiten für 
Regierungen zu formen. 

Welche Folgen haben all diese Entwicklungen für die Nachhaltigkeit von Wirtschaft, Staatstätigkeit, 
Sozialem und Umwelt in Deutschland? Wie sind die Regierungen seit dem Vorcoronajahr 2019 mit den 
Herausforderungen umgegangen? In der vorliegenden Analyse der Ziele des Neuen Magischen Vier-
ecks (NMV) der Wirtschaftspolitik sollen diese Fragen beantwortet werden. Damit wird die Berichter-
stattung zu den Auswirkungen der multiplen Krisen auf die Kenngrößen des NMV aktualisiert (Lindner 
& Tiefensee, 2025).  

Das NMV bildet die Entwicklung zentraler Indikatoren des Wohlstands und der Nachhaltigkeit in 
Deutschland ab (Dullien & van Treeck, 2012; Klär et al., 2013; Lindner & Dullien, 2021; Lindner & Tie-
fensee, 2023, 2024). Die vier hier untersuchten Ziele des Neuen Magischen Vierecks nachhaltiger Wirt-
schaftspolitik umfassen (Details siehe Infobox):  

- Materieller Wohlstand und ökonomische Stabilität  
- Nachhaltigkeit der Staatstätigkeit und der Staatsfinanzen 
- Soziale Nachhaltigkeit  
- Ökologische Nachhaltigkeit  
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Wegen der Krisen konnten seit 2020 nur wenige Ziele des NMV eingehalten werden. Im Bereich „ma-
terieller Wohlstand und ökonomische Stabilität“ haben sich nur die Beschäftigung und seit 2022 auch 
der Leistungsbilanzüberschuss zielkonform entwickelt. Das BIP pro Kopf ist zwischen 2019 und 2025 
stagniert; die Inflation ist zwar wieder gesunken, war aber besonders 2022 und 2023 weit über dem 
Ziel von 2 % und lag auch 2025 noch darüber.  

Im Bereich „Nachhaltigkeit der Staatstätigkeit und der Staatsfinanzen“ sieht die Lage etwas besser aus, 
obwohl auch hier viele Ziele nicht eingehalten wurden. Die staatlichen Defizite lagen nur in der 
Coronakrise höher als der vom Europäischen Stabilitäts- und Wachstumspakt (SWP) vorgegebene Ma-
ximalwert von 3 % des BIP. Ab 2022 lagen sie wieder darunter. Der Schuldenstand in % des BIP ist in 
den Krisen gestiegen, hat sich aber seitdem wieder erholt und liegt nur noch knapp oberhalb der er-
laubten 60 %. Die öffentlichen Investitionen lagen zwar in allen Jahren unterhalb des Zielwertes, zeigen 
seit 2023 aber eine stetige Aufwärtstendenz. Dank der Grundgesetzänderung von 2025, die erweiterte 
Spielräume für Investitionen und Verteidigung schafft (Deutscher Bundestag, 2025), ist mit einer Fort-
setzung dieses positiven Trends zu rechnen. 

Im Bereich der „sozialen Nachhaltigkeit“ wurden bei keinem der vier Indikatoren für den zuletzt ver-
fügbaren Zeitpunkt – in der Regel das Jahr 2024 – der angestrebte Zielwert erreicht. Jeder Indikator hat 
sich jedoch seit 2021 unterschiedlich entwickelt.1 Die Armutsrisikoquote zeigt einen leichten, aber kon-
tinuierlichen Rückgang. Demgegenüber ist die Einkommensungleichheit angestiegen. Der (unberei-
nigte) Gender Pay Gap (GPG) ist zunächst gesunken, verharrt jedoch inzwischen auf einem unveränder-
ten Niveau. Der Anteil junger Menschen ohne weiteren Abschluss ist zunächst gestiegen und stagniert 
zuletzt. 

Bei der „ökologischen Nachhaltigkeit“ ist das zentrale Ziel der Senkung der Treibhausgasemissionen 
2019 bis 2025 zwar erreicht worden. Allerdings liegen die Reduzierung des Primärenergieverbrauchs 
und der Ausbau der Erneuerbaren trotz der Ausbaurekorde der Jahre 2023 bis 2024 unter den Zielen 
der Bundesregierung. Ein großer Teil der Zielerreichung bei den Emissionen dürfte zudem nur temporär 
sein, da diese vor allem wegen der Krisen gesunken sind. Sollte sich die gesamtwirtschaftliche Produk-
tion wieder erholen, werden die Emissionen absehbar wieder zunehmen. Die Ziele zur Biodiversität 
konnten wie in den Vorjahren nicht erreicht werden.  

Infobox 1: Das Neue Magische Viereck der Wirtschaftspolitik 

Das Neue Magische Viereck legt den Fokus insbesondere auf die Nachhaltigkeit der Wirtschaftspolitik. Nach der Definition 
der Brundtland-Kommission (United Nations, 1987) ist eine Entwicklung als nachhaltig zu bezeichnen, die den Bedürfnis-
sen der heutigen Generation dient, ohne dass sie die Möglichkeiten künftiger Generationen gefährdet, ihre eigenen Be-
dürfnisse zu befriedigen.  

Das Neue Magische Viereck besteht aus vier Zielen:  

- Materieller Wohlstand und ökonomische Stabilität 

- Nachhaltigkeit der Staatstätigkeit und der Staatsfinanzen 

- Soziale Nachhaltigkeit 

- Ökologische Nachhaltigkeit 

 
1  Aufgrund von methodischen Veränderungen sowie Erhebungsproblemen während der Coronapandemie sind die Daten teilweise nur 

eingeschränkt für die Jahre ab 2019 vergleichbar. Für die sozialen Indikatoren wird deshalb ein zeitlicher Vergleich ab 2021 gezogen. 
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Die Ziele des Magischen Vierecks entsprechen vielfach den Verpflichtungen, die sich die Bundesregierung selbst gegeben 
hat oder die sie in europäischen sowie internationalen Verträgen eingegangen ist. Die Ziele werden im Folgenden genauer 
erläutert. 

Materieller Wohlstand und ökonomische Stabilität 

Das Ziel „Materieller Wohlstand und ökonomische Stabilität“ wird anhand von vier Indikatoren gemessen: 

- Wachstum des BIP pro Einwohner:in (Ziel: 1,25 % p.a.) 

- Wachstum des staatlichen und privaten Konsums pro Einwohner:in (Ziel: 1,25 % p.a.) 

- Inflationsrate, gemessen als die prozentuale Veränderung des Harmonisierten Verbraucherpreisindizes (Ziel: 2 % p.a.) 

- Erwerbstätigenquote der 20- bis 64-Jährigen gemäß der Europa-2020-Strategie und des Aktionsplans zur europäi-
schen Säule sozialer Rechte (77 % bis 2020 und 78 % bis 2030) 

- Leistungsbilanzsaldo gemäß dem Verfahren bei makroökonomischen Ungleichgewichten (MIP) (maximal 6 % des BIP) 

Das Wachstum des BIP pro Einwohner:in misst das Wachstum des durchschnittlichen materiellen Wohlstands der Gesell-
schaft und die Inflation die Entwicklung der Lebenserhaltungskosten. Die privaten und staatlichen Konsumausgaben pro 
Einwohner:in werden als Indikator herangezogen, weil der Konsum die wichtigste Verwendung der Produktion darstellt. 

Das hier verwendete Inflationsziel entspricht dem Ziel der Europäischen Zentralbank einer Inflationsrate von 2 %. Die 
Erwerbstätigenquote misst den Anteil der Erwerbstätigen der 20- bis 64-Jährigen als Anteil aller Personen in dieser Alters-
gruppe. Die Bundesregierung hatte sich im Rahmen der Europa-2020-Strategie auf einen Zielwert der Erwerbstätigen-
quote von 77 % festgelegt. Nach dem Ende der Europa-2020-Strategie hat sich die Bundesregierung im Rahmen des Akti-
onsplans zur europäischen Säule sozialer Rechte das Ziel gesetzt, die Erwerbstätigenquote bis 2030 auf 78 % zu erhöhen. 
Der vierte Indikator betrifft den Leistungsbilanzsaldo. Im Rahmen des europäischen „Verfahrens zur Vermeidung und Kor-
rektur makroökonomischer Ungleichgewichte“ (engl.: Macroconomic Imbalances Procedure, MIP) haben sich die Mitglie-
der des Euroraums auf einen Maximalwert der Leistungsbilanzüberschüsse von 6 % des BIP geeinigt.  

Nachhaltigkeit der Staatstätigkeit und der Staatsfinanzen 

Durch die Reform des Stabilitäts- und Wachstumspaktes (SWP) 2024 hat sich eine Änderung in den Indikatoren zur Nach-
haltigkeit der Staatstätigkeit und der Staatsfinanzen ergeben. Bisher wurde im NMV der strukturelle Haushaltssaldo ge-
mäß dem Europäischen Fiskalpakt verwendet. Dies wird ab dieser Aktualisierung durch das Kriterium des laut SWP maxi-
malen gesamtstaatlichen Defizits von 3 % ersetzt. Die anderen Ziele bleiben unverändert. 

Damit wird die „Nachhaltigkeit der Staatstätigkeit und der Staatsfinanzen“ mit diesen drei Indikatoren gemessen: 

- Haushaltssaldo von maximal -3 % des BIP gemäß Europäischem Stabilitäts- und Wachstumspakt (SWP) 

- Öffentliche Schuldenstandquote von 60 % des BIP gemäß SWP 

- Nettoinvestitionen des Staates (mindestens 0,6 % des BIP) 

Außer dem Defizit sieht der SWP auch vor, dass der staatliche Schuldenstand nicht mehr 60 % des BIP betragen darf. 
Dieses Kriterium bleibt als Ziel des NMV deswegen erhalten. Die öffentlichen Nettoinvestitionen sind vor allem Investiti-
onen in die öffentliche Infrastruktur wie Straßen oder Gebäude für Schulen, Universitäten, die Verwaltung etc. Die öffent-
lichen Investitionen wurden im neuen SWP zwar stärker berücksichtigt als in anderen Regelwerken zur Begrenzung öffent-
licher Verschuldung, drohen aber weiterhin, nicht die Investitionen zu ermöglichen, die Deutschland und Europa brauchen 
(Christoph Paetz & Watzka, Sebastian, 2024). Dementsprechend bleibt das Ziel des NMV weiterhin bestehen, dass die 
öffentlichen Investitionen ausreichend hoch sein müssen, da eine funktionierende öffentliche Infrastruktur ebenfalls ein 
wichtiger Faktor für Nachhaltigkeit ist (Truger, 2016). So sollten die Nettoinvestitionen jedes Jahr um rund 0,6 % des BIP 
zunehmen (Dullien, 2015).  

Soziale Nachhaltigkeit 

Insgesamt umfasst das Ziel „Soziale Nachhaltigkeit“ vier Indikatoren: 

- Armutsrisikoquote (maximal 13,5 %) 
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- Verhältnis der Einkommen der einkommensstärksten 20 % zu den einkommensschwächsten 20 % der privaten Haus-
halte (maximal 4) 

- Verdienstabstand pro Stunde zwischen Frauen und Männern, unbereinigt (maximal 10 %) 

- Schulabgänger:innen ohne Sekundarstufe-II-Abschluss und ohne weitere Ausbildung (maximal 9 %) 

Die Armutsrisikoquote ist ein Maß der relativen Armut. Demnach gelten diejenigen Haushalte als armutsgefährdet, deren 
bedarfsgewichtetes2 Nettoeinkommen weniger als 60 % des mittleren Nettoeinkommens3 beträgt (Destatis, 2026a). Der 
Zielwert ist hier ab 2020 13,5 %. Dieser leitet sich wie folgt her: Im Rahmen des Aktionsplans zur europäischen Säule 
sozialer Rechte sollen 2030 in der Europäischen Union (EU) 15 Millionen Menschen weniger von Armut bedroht sein als 
2019 (Europäische Kommission, 2021). Dies bedeutet eine Reduktion um 16,5 % (2019 waren in der EU 91 Millionen 
Menschen von Armut bedroht). Deutschland hat dieses Ziel lediglich auf Haushalte mit sehr geringer Arbeitsintensivität 
übertragen (Europäische Kommission, 2022). Im Rahmen des Neuen Magischen Vierecks wird jedoch der breitere Ansatz 
der EU als Ziel implementiert. Im Jahr 2019 betrug die Armutsrisikoquote in Deutschland ca. 16 % (Grabka, 2024). Eine 
Reduktion im gleichen Umfang wie auf europäischer Ebene bedeutet eine maximale Armutsrisikoquote im Jahr 2030 von 
knapp 13,5 % für Deutschland.4 Noch im Jahr 2000 lag die Armutsgefährdungsquote unter diesem Wert (Grabka, 2024). 
Für die Jahre vor 2020 hat Dullien (2015) basierend auf der Europa-2020-Strategie der EU einen Zielwert von 12 % abge-
leitet.  

Als Indikator für Einkommensungleichheit wird das Verhältnis der bedarfsgewichteten Nettoeinkommen der einkom-
mensstärksten 20 % zu den einkommensschwächsten 20 % der privaten Haushalte analysiert. Dullien (2015) hat einen 
Zielwert von 4 vorgeschlagen. Das heißt, dass die reichsten 20 % nicht mehr als das Vierfache der Einkommen der ärmsten 
20 % erhalten sollten.5 Noch Ende der 1990iger Jahre lag das Verhältnis unter diesem Wert (Dullien, 2015). 

Artikel 3 Abs. 2 Grundgesetz sichert Frauen und Männern Gleichberechtigung zu. Ein gängiges Maß, um dies in Bezug auf 
das (Arbeits-)Einkommen zu überprüfen, ist der unbereinigte Verdienstabstand pro Stunde zwischen Frauen und Männern 
(Gender Pay Gap, GPG). Das Ziel ist, den Verdienstabstand pro Stunde auf 10 % zu senken. Dies ist eines der Ziele der 
Nachhaltigkeitsstrategie für Deutschland im Rahmen der Agenda 2030 der Vereinten Nationen (Bundesregierung, 2021) 
und wird für das NMV übernommen. Neben dem unbereinigten wird auch der bereinigte Verdienstabstand pro Stunde 
ausgewiesen. Hierbei werden strukturelle Unterschiede zwischen den Geschlechtern, wie zum Beispiel Unterschiede im 
Hinblick auf Beruf, Branche, Qualifikation oder Karrierelevel herausgerechnet (Destatis, 2026e). Das Statistische Bundes-
amt berechnet den unbereinigten Verdienstabstand pro Stunde jährlich, den unbereinigten seit 2022 ebenfalls jährlich, 
davor ist er alle vier Jahre verfügbar.  

Der vierte Indikator für das Ziel der sozialen Nachhaltigkeit ist der Anteil der frühen Schulabgänger:innen. Das sind die 18- 
bis 24-Jährigen, die höchstens die Haupt- bzw. Realschule (Sekundarstufe I) erfolgreich beendet, anschließend aber keinen 
weiteren Schul- oder Ausbildungsabschluss erlangt haben. Das Ziel ab 2020 ist, die Quote der Jugendlichen ohne einen 
weiteren Abschluss auf 9 % zu senken. Dies ist eines der Ziele im Rahmen des Aktionsplans zur europäischen Säule sozialer 
Rechte bis zum Jahr 2030 (Europäische Kommission, 2021; Europäischer Rat, 2021) und wird für das NMV übernommen. 
Für die Jahre vor 2020 wird basierend auf der Europa-2020-Strategie der EU ein Zielwert von 10 % angewendet (Dullien, 
2015).6  

 

 
2  Durch die Bedarfsgewichtung sollen unterschiedlich große Haushalte vergleichbar gemacht werden. Dabei wird zum Beispiel berücksich-

tigt, dass größere Haushalte pro Kopf in der Regel geringere Kosten als kleinere Haushalte und jüngere Kinder einen geringeren Bedarf als 
Erwachsene haben. 

3  Auch Medianeinkommen genannt. Dies ist der Wert des Einkommens, der genau in der Mitte liegt, wenn alle Einkommensbezieher:innen 
aufsteigend nach der Höhe ihres Einkommens geordnet werden. 

4  Armut wird von der Bundesregierung in der Nachhaltigkeitsstrategie für Deutschland im Rahmen der Agenda 2030 der Vereinten Natio-
nen anhand materieller Deprivation gemessen (Bundesregierung 2021). Hier wird jedoch das bisherige Maß des Neuen Magischen Vier-
ecks (NMV) weiterverwendet.  

5  Ungleichheit wird von der Bundesregierung im Rahmen der Nachhaltigkeitsstrategie für Deutschland anhand des Gini-Koeffizienten des 
bedarfsgewichteten Nettoeinkommens gemessen (Bundesregierung 2021). Mit dem hier verwendeten Indikator wird ein stärkeres Ge-
wicht auf die Untersuchung der Ränder der Verteilung gelegt. 

6  Das Ziel der Nachhaltigkeitsstrategie für Deutschland im Rahmen der Agenda 2030 der Vereinten Nationen liegt lediglich bei 9,5% (Bun-
desregierung 2021). 
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Ökologische Nachhaltigkeit 

Das Ziel der „Ökologischen Nachhaltigkeit“ wird hier anhand von vier Indikatoren gemessen: 

- Emission von Treibhausgasen (bis 2020 Reduzierung um 40 % relativ zu 1990; bis 2030 Reduzierung um 65 % gegen-
über 1990) 

- Primärenergieverbrauch (bis 2020 Reduzierung um 20 % gegenüber 2008; bis 2030 Reduzierung um knapp 40 % 
gegenüber 2008) 

- Anteil der Erneuerbaren Energien am Endenergieverbrauch (bis 2020 Steigerung auf 18 %; bis 2030 Erhöhung auf 
mindestens 40 %) 

- Index zur Artenvielfalt und Landschaftsqualität („Vogelindex“) (bis 2030 Indexwert von 100) 

Die Reduzierung von Treibhausgasemissionen ist eine zentrale Herausforderung, um die weitere Erderwärmung zu stop-
pen. Die Bundesregierung hatte beschlossen, die deutschen Treibhausgasemissionen im Jahr 2020 gegenüber dem Jahr 
1990 um 40 % zu vermindern. Bis zum Jahr 2030 sollen die deutschen Emissionen laut Klimaschutzgesetz mindestens um 
65 % gegenüber 1990 sinken, bis 2040 um 88 %, um dann 2045 netto auf null zu fallen (Bundesministerium für Wirtschaft 
und Klimaschutz, 2022). 

Der Primärenergieverbrauch ist der Energiegehalt aller im Inland eingesetzten Energieträger (Arbeitsgemeinschaft Ener-
giebilanzen, 2019). Dazu gehören etwa Braun- und Steinkohle, Mineralöl, Erdgas, Kern-, Wind- oder Sonnenenergie. Bis 
2020 sollte der Primärenergieverbrauch um 20 % gegenüber 2008 sinken. Mit dem Energieeffizienzgesetz von 2023 hat 
sich die Bundesregierung darauf festgelegt, bis 2030 den Primärenergieverbrauch um 39,3 % gegenüber 2008 zu senken 
(Umweltbundesamt, 2024). 

Der Anteil der Erneuerbaren Energien am Endenergieverbrauch zeigt an, wie viel die Erneuerbaren Energien (Solar-, Wind- 
und Bioenergie, Geothermie und Wasserkraft) zum Verbrauch der Endenergie beitragen. Bis zum Jahr 2020 hatte sich die 
Bundesregierung das Ziel eines Anteils der Erneuerbaren Energien am Endenergieverbrauch von 18 % gesetzt. Die EU hat 
sich bis 2030 ein Ziel von 42,5 bis 45 gegeben (Umweltbundesamt, 2024). Die Bundesregierung hat sich in diesem Rahmen 
auf eine Reduzierung um 41 % verpflichtet (Umweltbundesamt, 2026). 

Die Biodiversität im Land wird durch den Indikator zur Artenvielfalt und Landschaftsqualität gemessen, auch „Vogelin-
dex“ genannt. Da die Anzahl der Vogelarten von den biologischen Räumen abhängt, in denen sie leben, bildet dieser 
Indikator mehr ab als nur das eng von ihm Gemessene (Wahl et al., 2015). Bis 2030 soll ein Wert des Index von 100 erreicht 
werden.  

2 Die Entwicklung der Nachhaltigkeit in Deutschland 

2.1 Materieller Wohlstand und ökonomische Stabilität 

Das Ziel des materiellen Wohlstands und der ökonomischen Stabilität ist durch die Corona- und dann 
die Energiepreis- und Inflationskrise stark in Mitleidenschaft gezogen worden (Abbildungen 1 a – d). 
Das BIP pro Kopf lag 2025 weiterhin unterhalb des Niveaus von 2019, dem letzten Jahr vor der 
Coronakrise. Der Konsum pro Kopf hat sich allerdings besser entwickelt, er lag 2025 3,9 % höher als 
2019. Das Inflationsziel ist wieder in greifbare Nähe gerückt. Die Preise stiegen 2025 im Jahresdurch-
schnitt um 2,3 % nur leicht stärker als es das EZB-Ziel von 2 % vorsieht. Der Leistungsbilanzüberschuss 
betrug 2025 4,5 % des BIP, unterhalb des erlaubten Höchstwertes. Trotz der Krisen hat sich die Beschäf-
tigung sehr positiv entwickelt: Das Beschäftigungsziel der Bundesregierung ist nicht nur übererfüllt 
worden, sondern lag oberhalb des Niveaus von 2019.  
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Abbildung 1: Indikatoren des materiellen Wohlstands und der ökonomischen Nachhaltigkeit  

 

Quellen: Statistisches Bundesamt, Eurostat, Bundesbank, eigene Berechnungen. 
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Das BIP pro Kopf (Abbildung 1 a) ist seit 2019 – dem Jahr vor der Coronapandemie – insgesamt gesun-
ken. 2025 lag es 1,3 % unter seinem Wert von 2019, obwohl das BIP insgesamt mit einem sehr leichten 
Plus von 0,3 % quasi so hoch war wie vor Ausbruch der Krisen. Der Unterschied zwischen den beiden 
Größen erklärt sich durch das starke Bevölkerungswachstum der letzten Jahre, nicht zuletzt durch die 
Fluchtbewegungen aus der Ukraine nach Deutschland (Destatis, 2024). So nahm die Bevölkerung seit 
2019 um 1,3 Millionen Menschen zu. Das Ziel eines Wachstums von im Durchschnitt 1,25 % pro Jahr 
ist seit 2019 deutlich verfehlt worden. 

Dass das BIP insgesamt kaum höher als 2019 ist, liegt an der Doppelkrise von Corona und ab 2022 der 
hohen Inflation infolge der russischen Invasion der Ukraine. Neben den hohen Energiepreisen belastete 
in den Jahren 2022 bis 2025 die wegen der Inflation gestiegenen Zentralbankzinsen, die schwache welt-
wirtschaftliche Entwicklung und die zunehmende chinesische Konkurrenz auf den Weltmärkten die 
deutsche Wirtschaft (Breuer et al., 2025).  

Zudem schwenkte die Fiskalpolitik auf einen restriktiven fiskalpolitischen Kurs ein, weil das Bundesver-
fassungsgericht mit seinem Urteil vom Herbst 2023 den Finanzierungsspielraum der Bundesregierung 
stark verengte (Dullien et al., 2025). Mittlerweile wurde die Schuldenbremse zwar reformiert und deut-
lich höhere Rüstungs- und Investitionsausgaben in Aussicht gestellt. Diese werden aber erst ab 2026 
greifen, so dass die Fiskalpolitik auch 2025 noch restriktiv gewirkt hat (Breuer et al., 2025). 

Die Unsicherheit über die Lage der Weltwirtschaft, die hohen Energiekosten sowie die hohen EZB-Zin-
sen haben besonders die Investitionen stark belastet. 2025 lagen die Investitionen insgesamt 7,7 % 
unter dem Stand von 2019. Besonders belastet waren die Ausrüstungsinvestitionen, die 11 % niedriger 
lagen, und die wegen der starken Zuwanderung und dem massiven Mangel an Wohnraum so wichtigen 
Wohnbauinvestitionen, die mit einem Rückgang von 16 % stark eingebrochen sind.  

In früheren Konjunkturzyklen konnte sich die exportabhängige deutsche Wirtschaft stets retten, wenn 
die Exporte durch eine Erholung des Welthandels wieder stiegen, was dann die Ausrüstungsinvestitio-
nen in Schwung gebracht hat (Strohsal, 2018). Das galt noch in den 2000er und 2010 Jahren, wie Dullien 
et al. (2025, S. 6) zeigen. Damals nahmen die deutschen Ausfuhren noch mit ähnlich hohen Wachs-
tumsraten wie der Welthandel zu. Seit 2019 profitiert die deutsche Wirtschaft aber nicht mehr vom 
expandierenden Welthandel: Zwischen 2019 und 2025 stieg der Welthandel um 2,3 %, der deutsche 
Export ist aber um 0,4 % gefallen.  

Das liegt an verschiedenen konjunkturellen, verstärkt aber auch strukturellen Gründen: Besonders die 
chinesische Nachfrage nach deutschen Produkten ging zurück (Dullien et al., 2025). Dies liegt zum einen 
an der Nachfrageschwäche Chinas, die unter anderem auf die Immobilienkrise im Land zurückzuführen 
ist. Zum anderen liegt es aber auch daran, dass Chinas Wirtschaft zunehmend Produkte für den Welt-
markt herstellt, die direkt mit deutschen Exporten in China und auf Drittmärkten konkurrieren.  

War China lange Zeit einer der größten Nachfrager nach deutschen Autos und Maschinen und trug 
somit zum starken Exportwachstum der deutschen Wirtschaft in den 2010er Jahren bei, so sind chine-
sische Unternehmen mittlerweile – nicht zuletzt wegen der chinesischen Industriepolitik – zu starken 
Konkurrenten in diesen Industriezweigen geworden (Stamer, 2023).  

Die Inflation lag 2025 mit 2,3 % wieder nahe dem Inflationsziel von 2 %. In den Jahren 2022 und 2023 
war sie aber stark gestiegen (auf 8,7 und 6 %) und hat das Wachstum belastet. Die Preissteigerungen 
haben der gesamten Volkswirtschaft Kaufkraft entzogen, da die Inflation vor allem durch teurere Im-
porte zustande kam (Abbildung 1 b). So wurde die Kaufkraft vom Inland an das Ausland umverteilt und 
fehlte für Ausgaben im Inland.  
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Die starke Teuerung 2022 und 2023 hat den privaten Konsum belastet, aber nicht so stark wie befürch-
tet. Der private Konsum ist neben dem staatlichen Konsum Teil des Gesamtkonsums wie er als Indikator 
im NMV ausgewiesen wird (Abbildung 1 c). Pro Kopf lag der reale private Konsum 2025 2,7 % über 
seinem Niveau von 2019. Der ebenfalls im Konsumindikator in Abbildung 1 c enthaltene staatliche Kon-
sum pro Kopf nahm zwischen 2019 und 2025 sogar um 13 % zu. Das ist auf die staatlichen Maßnahmen 
zur Bekämpfung der Corona- und Energiepreiskrise zurückzuführen (BMWK, 2023, S. 149; Destatis, 
2025b).  

Insgesamt nahm der in Abbildung 1 c ausgewiesene private und staatliche Konsum pro Kopf zwischen 
2019 und 2025 um 3,9 % zu. Dass der gesamte Konsum trotz der starken Ausweitung des staatlichen 
Konsums nur so wenig anstieg, liegt daran, dass der private Konsum einen sehr viel höheren Anteil am 
Gesamtkonsum ausmacht, so dass seine Schwankungen die Bewegungen in der Gesamtgröße domi-
nieren. 

Trotz der insgesamt schlechten Lage der deutschen Wirtschaft hat die Erwerbstätigenquote der 20- bis 
64-Jährigen nach einem temporären Einbruch in der Coronakrise stetig zugenommen (Abbildung 1 d). 
2025 lag sie mit 81,1 % deutlich über dem Niveau von 2019, allerdings etwas – 0,2 Prozentpunkte –
niedriger als noch 2024. Insgesamt ist dies ein großer beschäftigungspolitischer Erfolg. Dieser ist auf 
den großzügigen Einsatz von Kurzarbeit in der Corona- und Energiepreiskrise zurückzuführen als auch 
auf die Zurückhaltung der Unternehmen, unter den Bedingungen von Fachkräftemangel und einer be-
ginnenden hohen Verrentungswelle Mitarbeitende zu entlassen (Bauer et al., 2023). 

Deutschlands Leistungsbilanzüberschuss liegt seit 2022 unter dem vorgeschriebenen Höchstwert von 
6 % des BIP (Abbildung 1 e), 2025 bei 4,5 %. Die Dynamik des Leistungsbilanzsaldos wird vor allem 
durch den Außenhandel bestimmt. Wie bereits erläutert hat sich der deutsche Export nur sehr schwach 
entwickelt. Die nominalen Exporte sind zwischen 2023 und 2025 leicht gefallen, während die nomina-
len Importe um 3,4 % im gleichen Zeitraum zugenommen haben. Das hat dazu geführt, dass sich der 
deutsche Außenbeitrag seit 2023 um mehr als ein Drittel reduziert hat. Dieser Fall des Leistungsbilanz-
saldos ist zwar aus Gründen der makroökonomischen Stabilität im Euroraum zu begrüßen. Besser wäre 
allerdings gewesen, wenn er nicht durch fallende Exporte, sondern durch steigende Importe infolge 
einer florierenden Binnenwirtschaft gestiegen wäre. 

Insgesamt ergibt sich für den materiellen Wohlstands und der wirtschaftlichen Nachhaltigkeit, dass von 
fünf Zielen zwischen 2019 und 2025 nur das Beschäftigungsziel und seit 2022 das Leistungsbilanzziel 
eingehalten wurden. Sowohl die Ziele zum BIP pro Kopf, dem Konsum pro Kopf und der Inflation wur-
den verfehlt. Zwar hat die Bundesregierung nur begrenzt Einfluss auf Exporte und importierte Inflation, 
allerdings hat die insgesamt kontraktive Fiskalpolitik besonders nach dem Abebben der akuten Inflati-
onskrise die deutsche Wirtschaft zusätzlich belastet.  

2.2 Nachhaltigkeit der Staatstätigkeit und der Staatsfinanzen 

Die Staatsfinanzen haben sich durch die Corona- und Energiepreiskrise insgesamt verschlechtert (Ab-
bildungen 2 a – c). Der Haushaltssaldo ist seit 2020 stetig im Defizit, nachdem er zwischen 2013 und 
2019 noch im Überschuss war. Allerdings überschreitet das Defizit seit 2022 nicht mehr die Untergrenze 
von 3 %, wie sie der Stabilitäts- und Wachstumspaktes (SWP) vorgibt. Die Schuldenstandquote liegt seit 
2020 leicht über 60 %, und die öffentlichen Nettoinvestitionen liegen weiterhin unter dem Ziel von 
0,6 % des BIP.  
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Die Finanzierungssalden des Gesamtstaates lagen zwischen 2020 und 2025 durchgehend im Defizit, 
aber nur in den akuten Jahren der Coronakrise, also 2020 und 2021 oberhalb der Grenze des SWP von 
3 %. 2020 lag das Defizit des Staates bei 4,4 %, 2025 nur noch bei 2,7 % (Abbildung 2 a).  

Abbildung 2: Nachhaltigkeit der Staatstätigkeit und der Staatsfinanzen 

 

Quellen: Eurostat, Destatis, eigene Berechnungen. 

War die Priorität der Haushaltspolitik der Bundesregierung in den Jahren 2020 bis 2022 noch die Be-
kämpfung der Krisen (Lindner & Tiefensee, 2023), so stellte sie ab 2023 wieder die Einhaltung der 
Schuldenbremse in den Vordergrund, trotz der hohen Zinsen und Energiepreise sowie der schlechten 
weltwirtschaftlichen Entwicklung. Das lag nicht zuletzt am Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 
November 2023, das den Finanzierungsspielraum der Bundesregierung stark eingeschränkt hat, woran 
schlussendlich auch die Ampelkoalition gescheitert ist (Dullien, Bauermann, et al., 2024). 2025 wurde 
die deutsche Schuldenbremse nach der Bundestagswahl zwar gelockert, um höhere Ausgaben für 
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Rüstung und Investitionen finanzieren zu können. Diese Ausgaben werden aber erst ab 2026 zum Tra-
gen kommen und hatten 2025 noch keine spürbaren Effekte. 

Durch die Defizite sowie das zeitweise gesunkene BIP ist auch der Schuldenstand in % des BIP gestiegen 
(Abbildung 2 b), und zwar von knapp 59 % 2019 auf ein Maximum von 68 % 2020. 2025 ist die Schul-
denstandquote aber wieder auf knapp 63,5 % gesunken und lag damit nur noch leicht über dem Maxi-
malwert, den der Stabilitäts- und Wachstumspakt vorsieht.  

Die staatlichen Nettoinvestitionen (Abbildung 2 c) haben sich seit 2019 insgesamt nicht nachhaltig 
entwickelt. Sie sind zwischen 2019 und 2025 stetig unter dem Sollwert von 0,6 % geblieben. Allerdings 
ist auch festzuhalten, dass sie im Durchschnitt der Jahre ab 2019 durchgängig höher waren als noch in 
den 2010er Jahren. In der Spitze lagen sie 2020 bei 0,5 % des BIP – was aber dadurch zu erklären ist, 
dass der Nenner der Quote, nämlich das nominale BIP, in diesem Jahr wegen der Coronakrise stark 
gefallen ist und damit die Quote nur rein rechnerisch erhöht hat. Allerdings ist die Quote seit 2023 
stetig gestiegen und hat 2025 0,4 % erreicht. Das heißt, seit 2023 zeigt sich ein Trend hin zu höheren 
öffentlichen Investitionen, der durch die angekündigten höheren Ausgaben nach der Reform der Schul-
denbremse anhalten dürfte. 

Dieser positive Trend darf aber nicht verdecken, dass es weiterhin einen großen Investitionsstau gibt. 
Die Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) hat in ihrem jährlichen Kommunalpanel (Raffer et al., 2025) 
festgestellt, dass der Investitionsstau für die Gemeinden, die gut ein Drittel der öffentlichen Investitio-
nen stemmen, 2024 einen Rekordstand von 215,7 Mrd. Euro erreicht hat. Diese entspricht fast 30 Mil-
liarden Euro mehr als noch im Vorjahr. Dieser starke Anstieg ist zwar zu großen Teilen darauf zurückzu-
führen, dass durch die Inflation die Preise stark gestiegen sind. Damit muss für die Beseitigung des 
gleichen physischen Infrastrukturmangels nun mehr Geld ausgegeben werden. Die KfW betont aber, 
dass 2024 auch der reale, also physische Investitionsrückstand deutlich gestiegen ist. 

Dullien et al. (2024) haben – auch unter Berücksichtigung der Zahlen des KfW-Kommunalpanels – für 
den Gesamtstaat berechnet, dass konservativ geschätzt über die nächsten zehn Jahre 600 Milliarden 
Euro für Investitionsausgaben aufgebracht werden müssten. Die Reform der Schuldenbremse vom 
März 2025 adressiert in Teilen diesen Bedarf, besonders mit der Einrichtung des Sondervermögens Inf-
rastruktur von 500 Milliarden Euro für die nächsten zehn Jahre (Deutscher Bundestag, 2025).  

Dabei ist allerdings zu beachten, dass diese Summe nicht nur nominal geringer ist als die 600 Milliarden, 
die Dullien et al. vorgeschlagen haben, sondern auch real zu weniger Investitionen führen dürfte. Die 
600 Milliarden Euro sind in Preisen von 2024 gerechnet und müssten dementsprechend für den glei-
chen physischen Investitionsbedarf höher ausfallen, wenn die Preise für Investitionen steigen – was sie 
nicht nur in den letzten Jahren wegen der Inflation getan haben, sondern auch absehbar tun werden.  

Bauermann et al. (2026) haben berechnet, dass bei einer Preissteigerung der Bauinvestitionen von 2 % 
in Preisen von 2024 real nur noch 441 Milliarden Euro von den nominal 500 Milliarden Euro des Son-
dervermögens übrig blieben. Das sind etwa ein Viertel weniger des realen Bedarfes von Dullien et al. 
Dazu kommt, dass der Investitionsbedarf nur gedeckt werden kann, wenn die Investitionen zusätzlich 
zu den bereits bestehenden Staatsausgaben getätigt werden. Dies ist allerdings nicht ausgemacht. Wie 
Bauermann et al. (2026) zeigen, ist schon in der jetzigen Haushaltsplanung des Bundes vorgesehen, 
einen Teil der neuen Mittel zur Finanzierung bereits geplanter Ausgaben zu verwenden und nicht für 
zusätzliche Ausgaben. Das schmälert die Wirkung des Sondervermögens zusätzlich. 

Unabhängig von den genauen Summen ist klar, dass sich der Investitionsbedarf nicht aus den laufenden 
Haushalten finanzieren lässt. Deswegen muss dafür die Verschuldung erhöht werden. Das ist aber nur 
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dann nachhaltig, wenn die Verschuldung tatsächlich für zusätzliche Investitionsausgaben genutzt wird 
und nicht für konsumtive Ausgaben. Da Investitionen den Kapitalstock erhöhen, profitieren auch zu-
künftige Generationen davon und es ist legitim, diese per Zinszahlungen an der Finanzierung zu betei-
ligen (Truger, 2016). Solche Investitionen erhöhen auch das BIP und das Wachstumspotenzial, so dass 
sich die Investitionen zumindest in Teilen über höhere Steuereinnahmen selbst finanzieren. Ein stei-
gendes BIP führt auch dazu, dass die für die finanzielle Nachhaltigkeit des Staates wichtige Schulden-
standquote nicht zu stark steigen dürfte. Dennoch ist klar, dass es einen Zielkonflikt zwischen höheren 
schuldenfinanzierten Investitionen und einer möglichst geringen Schuldenstandquote geben kann.  

Dieser Zielkonflikt ist allerdings schärfer, wenn keine produktiven Investitionen, sondern rein kon-
sumtive Ausgaben finanziert werden. Zu diesen gehören auch Rüstungsausgaben, da diese das Produk-
tionspotenzial der Volkswirtschaft nicht erhöhen. Deswegen ist die finanzielle Nachhaltigkeit des Staa-
tes durch die nach der Reform der Schuldenbremse neue Möglichkeit der unbegrenzten Kreditfinan-
zierung von Rüstungsausgaben stärker belastet. Zwar mag die geopolitische Lage mehr Ausgaben für 
die Verteidigung rechtfertigen. Diese aber nur über Verschuldung zu finanzieren, besonders wenn das 
NATO-Ziel einer Ausgabenquote von 3,5 % des BIP angestrebt wird, kann schnell zur massiven Steige-
rung der staatlichen Schuldenquote führen.  

So haben Paetz et al. (2026) in einer Simulation gezeigt, dass hohe Steigerungen überwiegend kon-
sumtiver Rüstungsausgaben zur Erreichung des 3,5 %-Ausgabenzieles der NATO über die nächsten Jahr-
zehnte unter plausiblen Annahmen zu einer Erhöhung der Schuldenstandquote auf über 90 % führen 
könnten. Dies liegt an den nur geringen Wirkungen auf das Wachstum. Würde die Neuverschuldung 
allerdings allein für zusätzliche Investitionen in Höhe des Sondervermögens genutzt werden, käme es 
zwar auch zu einer Steigerung der Schuldenstandquote. Diese würde aber mit einem Maximum von 
75 % weitaus geringer ausfallen. 

Aus sicherheitspolitischer Perspektive ist es natürlich ein sinnvolles Signal, dass die zentrale Funktion 
des Staates, nämlich die Bereitstellung von Sicherheit für die Bevölkerung, nicht an Pfennigfuchserei 
scheitern darf. Allerdings ist Sicherheit auch das klassische öffentliche Gut, das von allen Bürger:innen 
getragen werden muss. Deswegen würde eine Finanzierung von Rüstungsausgaben aus einem höheren 
Steueraufkommen nicht nur die finanzielle Nachhaltigkeit des Staates schonen, sondern auch politisch 
legitim sein.  

Insgesamt ist festzustellen, dass sich in den vielen Krisen seit 2019 alle drei Indikatoren der Nachhaltig-
keit der Staatstätigkeit verschlechtert haben: Defizite und Schuldenstandquote liegen höher als die 
Grenzwerte und die öffentlichen Nettoinvestitionen unterhalb ihres Zielwertes. Eine Verschlechterung 
von Defiziten und Schulden in der Corona- und der Energiepreiskrise lässt sich durchaus legitimieren, 
da sie dazu benutzt wurde, Wirtschaft und Gesellschaft zu stützen. Eine Verschlechterung der langfris-
tigen Schuldentragfähigkeit ist dadurch nicht zu befürchten. Die Schuldenstandquote ist bereits wieder 
von ihrem Höchststand zurückgegangen und liegt nahe an den vorgeschriebenen 60 % des Stabilitäts- 
und Wachstumspakts. Obwohl die öffentlichen Investitionen unter ihrem Zielwert liegen, so haben sie 
sich in den letzten Jahren deutlich nach oben entwickelt. Auch wenn das neu geschaffene Sonderver-
mögen für höhere öffentliche Investitionen nicht alle Bedarfe decken kann, so ist es doch ein deutliches 
Signal dafür, dass sich der positive Trend der letzten Jahre fortsetzen dürfte. 
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2.3 Soziale Nachhaltigkeit 

Die soziale Dimension des NMV wird anhand von vier zentralen Indikatoren abgebildet: der Armutsri-
sikoquote, der Einkommensverteilung, dem Gender Pay Gap (GPG) sowie dem Anteil junger Menschen 
ohne weiterführenden Abschluss (Abbildung 3 a–d). Für den aktuellsten verfügbaren Beobachtungs-
zeitpunkt – überwiegend das Jahr 2024 – liegt keiner dieser Indikatoren im Zielbereich (vgl. Infobox). 
Gleichzeitig zeigen sich seit 2021 unterschiedliche Entwicklungspfade: Während die Armutsrisikoquote 
moderat rückläufig ist, hat sich die Einkommensungleichheit weiter erhöht. Der unbereinigte Gender 
Pay Gap ist zunächst gesunken, verharrt zuletzt jedoch auf einem stabilen Niveau. Der Anteil junger 
Menschen ohne Abschluss der Sekundarstufe II oder ohne weitere Ausbildung (die sogenannten frühen 
Schulabgänger:innen) ist zunächst gestiegen und hat sich zuletzt ebenfalls nicht verändert. In der Ge-
samtschau ergibt sich damit für das Jahr 2024 ein gemischtes Bild der sozialen Nachhaltigkeit, bei wei-
terhin durchgängigen Zielverfehlungen. 

Die Armutsrisikoquote (Abbildung 3 a), also der Anteil der Menschen unterhalb der Armutsrisiko-
schwelle (Destatis, 2026a) lag im Jahr 2024 laut Daten des Mikrozensus bei 16,2 %. Damit überschreitet 
sie den anvisierten Zielwert von 13,5 % um mehr als zweieinhalb Prozentpunkte. Der Schwellenwert, 
ab dem eine alleinstehende Person als armutsgefährdet gilt, betrug im Jahr 2024 monatlich 1.305 Euro 
(Statistische Ämter der Länder, 2025b). Gegenüber dem Vorjahr ist die Armutsrisikoquote erneut leicht 
gesunken und weist damit seit 2021 einen kontinuierlichen Rückgang auf.  

Für die früheren Jahre stellen wirtschaftspolitische Maßnahmen – beispielsweise Einmalzahlungen wie 
die Energiepreispauschale, der Kinderbonus oder die Inflationsausgleichsprämie – eine mögliche Erklä-
rung dar. Ebenso dürfte der Anstieg des Mindestlohns eine Rolle gespielt haben. Von diesen Anpassun-
gen haben insbesondere Haushalte mit niedrigen (Lohn-)Einkommen profitiert (Dullien et al., 2023; 
Dullien, Rietzler, et al., 2024; Eckle & Schröder, 2026). Die Effekte der Mindestlohnerhöhung dürften 
sich dabei auch im Jahr 2024 weiterhin bemerkbar machen.  

Darüber hinaus dürften die im Jahr 2024 einsetzende realen Lohnzuwächse infolge hoher Tarifab-
schlüsse – insbesondere auch für untere Lohngruppen durch Sockelbeträge (Schulten & WSI-Tarifarchiv, 
2025) – bei gleichzeitiger robuster Beschäftigungsentwicklung zur Stabilisierung der unteren Einkom-
men beigetragen haben. Auch die zunehmende Arbeitsmarktintegration von geflüchteten Personen 
kann einen positiven Effekt auf die Armutsrisikoquote gehabt haben (Grabka, 2025). 

Für ein umfassenderes Bild von Armut sowie der gesellschaftlichen Teilhabemöglichkeiten ist auch der 
Indikator der materiellen und sozialen Entbehrung aufschlussreich.7 Seit 2021 ist der Anteil der von 
Deprivation betroffener Menschen gestiegen, zuletzt jedoch wieder leicht zurückgegangen. Im Jahr 
2024 waren laut Daten von EU SILC 10,7 % der Menschen in Deutschland von materieller und sozialer 
Entbehrung betroffen, 5,6 % von erheblicher (Destatis, 2026c). Gerade im Kontext der jüngsten Inflati-
ons- und Energiepreisschocks fungiert dieser Indikator als Gradmesser für kurzfristige Veränderungen 
der materiellen Lebenslagen. Der Rückgang der Deprivation signalisiert eine Entlastung der materiellen 
Lebenslagen, die sowohl auf die bereits angesprochenen realen Lohnzuwächse als auch auf eine 

 
7 Er misst den Anteil der Personen, die sich mindestens fünf von insgesamt 13 als üblich geltenden Gütern und Dienstleistungen zur materi-

ellen und sozialen Teilhabe nicht leisten können. Von erheblicher materieller und sozialer Deprivation wird gesprochen, wenn mindestens 
sieben dieser Kriterien aus finanziellen Gründen nicht erfüllt werden können. Zu den Kriterien zählen beispielsweise die Möglichkeit, die 
Wohnung angemessen warm zu halten, unerwartete Ausgaben aus eigenen Mitteln zu bestreiten oder mindestens zwei Paar passende 
Schuhe in gutem Zustand zu besitzen (Destatis, 2026d). 
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Abschwächung des inflationsbedingten Kaufkraftverlusts zurückzuführen sein dürfte (Tober, 2025; 
Stockhausen et al., 2025).  

Abbildung 3: Soziale Nachhaltigkeit (eingeschränkt vergleichbare Daten in hellblau)8 

 

Quellen: Mikrozensus a), d), EU SILC b), Verdienst(struktur)erhebung c). 

Darüber hinaus könnten die Erhöhungen der Regelbedarfe im Bürgergeld in den Jahren 2023 und 2024 
zur Stabilisierung der realen Einkommenssituation einkommensschwacher Haushalte beigetragen ha-
ben. Auf die Armutsrisikoquote dürften sie hingegen keinen nennenswerten Einfluss gehabt haben, da 
die Transferleistungen weiterhin unterhalb der relativen Armutsrisikoschwelle liegen. Insgesamt 

 
8  Mikrozensus / EU SILC: Die Jahre ab 2020 (EU SILC: ab 2019) sind durch methodische Veränderungen nur eingeschränkt mit früheren Jah-

ren vergleichbar (Destatis, 2021, 2026b). Das Jahr 2020 (EU SILC 2019, 2020) ist zudem von Einschränkungen bei der Erhebung betroffen 
und ist deshalb nicht für Zeitvergleiche geeignet. Verdienst(struktur)erhebung: Zwischen den Jahren 2021 und 2022 (bereinigter Ver-
dienstabstand: 2018 und 2022) ist ein Bruch in der Zeitreihe – Vergleiche über die Zeit sind jedoch grundsätzlich möglich (Destatis, 2023; 
Finke et al., 2023). 



 

 

14 

bleiben einkommensschwache Haushalte von den seit der Pandemie gestiegenen Preisniveaus über-
durchschnittlich belastet (Tober, 2025).  

Ein überdurchschnittliches Armutsrisiko weisen seit einigen Jahren neben Personen unter 25 Jahren 
auch Personen über 65 Jahren bzw. insbesondere Rentner:innen auf. Im Jahr 2024 lag die Quote laut 
Mikrozensus mit 18,1 % fast zwei Prozentpunkte über der durchschnittlichen Armutsrisikoquote in 
Deutschland. Ältere Frauen sind dabei aktuell stärker armutsgefährdet als ältere Männer (17,2 % vs. 
15,3 %) (Statistische Ämter der Länder, 2025a).  

Ursachen für Altersarmut sind häufig in diskontinuierlichen Erwerbsbiografien verankert, etwa infolge 
von Arbeitslosigkeit oder längeren Erwerbsunterbrechungen für Care-Arbeit (z.B. Kindererziehung oder 
der Pflege Angehöriger), die überwiegend von Frauen übernommen wird. Ein überdurchschnittliches 
Armutsrisiko im Alter weisen zudem (ehemals) Selbstständige auf. Längere Phasen der Selbstständig-
keit sind jedoch nicht grundsätzlich mit unzureichender Altersvorsorge verbunden. Vorsorgelücken be-
stehen insbesondere bei einem Teil der nicht verpflichtend abgesicherten Selbstständigen (Kritikos et 
al., 2026). 

Darüber hinaus tragen geschlechtsspezifische Unterschiede in der Arbeitsmarktintegration, besonders 
hinsichtlich Beschäftigungsumfang, zu geringeren Rentenanwartschaften von Frauen bei und können 
auch die Möglichkeiten zur privaten Altersvorsorge einschränken (OECD, 2025b). Frauen weisen in 
Deutschland darüber hinaus seltener eine betriebliche Altersversorgung auf als Männer (BMAS, 2024). 
Von der Einführung des Grundrentenzuschlags, der zur Senkung der Armutsrisikoquote beigetragen 
hat, profitieren insbesondere Frauen (Geyer & Haan, 2024). Ein sinkendes Sicherungsniveau der ge-
setzlichen Renten erhöht hingegen langfristig das Armutsrisiko im Alter (Buslei et al., 2023). Schließlich 
weisen alleinlebende Menschen ein höheres Armutsrisiko auf, da insbesondere Fixkosten nicht geteilt 
werden. Frauen sind hiervon im Alter überdurchschnittlich betroffen, da sie häufiger verwitwet sind 
und im Durchschnitt eine höhere Lebenserwartung aufweisen (Bundesinstitut für Bevölkerungsfor-
schung, 2026). Positiv hervorzuheben ist, dass ältere Menschen im Durchschnitt seltener von materi-
eller und sozialer Deprivation betroffen sind als die Gesamtbevölkerung (Destatis, 2025a).  

Basierend auf Daten aus EU-SILC lagen die verfügbaren Einkommen der einkommensstärksten 20 % der 
Haushalte im Jahr 2024 um das 4,68-Fache über denen der einkommensschwächsten 20 % (Abbildung 
3 b). Die Einkommensungleichheit überschreitet damit weiterhin den angestrebten Zielwert von ma-
ximal dem Vierfachen. Gegenüber dem Vorjahr ist die Ungleichheit erneut gestiegen und weist damit 
seit 2021 einen kontinuierlichen Aufwärtstrend auf. Der Anstieg ist insbesondere auf eine Ausweitung 
des Einkommensanteils des oberen Quintils bei gleichzeitig rückläufigem Anteil des unteren Quintils 
zurückzuführen (Eurostat, 2026b).  

Insbesondere in Krisenzeiten kommt neben den laufenden Einkommen auch der Vermögensausstat-
tung der Haushalte eine zentrale stabilisierende Bedeutung zu. Dennoch war im Jahr 2024 knapp ein 
Drittel der Haushalte (ca. 32 %) aufgrund ihrer finanziellen Situation nicht in der Lage, unerwartet an-
fallende größere Ausgaben aus eigenen Mitteln zu bestreiten. Der Anteil war seit 2021 zunächst gestie-
gen, zuletzt jedoch wieder moderat rückläufig (Eurostat, 2026a). Als unerwartete Ausgabe wurde dabei 
ein Betrag von mindestens 1.250 Euro zugrunde gelegt (Destatis, 2025e). Gleichzeitig ist das Vermögen 
in Deutschland stark konzentriert: Die vermögensreichsten 10 % der Haushalte verfügen über 60 % des 
gesamten Nettovermögens (Deutsche Bundesbank, 2024).  

Die Vermögensausstattung unterscheidet sich zudem deutlich über den Lebensverlauf: Im Durchschnitt 
verfügen Haushalte mit älteren Personen über höhere Vermögensbestände, da Vermögen typischer-
weise über längere Erwerbs- und Sparphasen aufgebaut wird. Unterschiede in der Vermögenssituation 
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im Alter spiegeln daher frühere Erwerbs- und Vorsorgeverläufe wider (Deutsche Bundesbank, 2025). 
Allerdings konnten auch Haushalte mit mindestens einer Person ab 65 Jahren über 30 % (Einpersonen-
haushalte) bzw. knapp ein Fünftel (Zweipersonenhaushalte) eine unerwartet anfallende größere Aus-
gabe nicht aus eigenen Mitteln finanzieren (Eurostat, 2026a). 

Der Gender Pay Gap (GPG), also der Verdienstabstand pro Stunde zwischen Frauen und Männern (Ab-
bildung 3 c) liegt laut den Daten der Verdiensterhebung des Statistischen Bundesamtes unbereinigt im 
Jahr 2024 bei 16 %. Damit überschreitet er den angestrebten Zielwert von 10 % um sechs Prozent-
punkte. Frauen erzielten im Durchschnitt einen Bruttostundenverdienst von 22,81 Euro, Männer von 
27,05 Euro; dies entspricht einer Differenz von 4,24 Euro pro Stunde. Gegenüber dem Vorjahr hat sich 
der GPG nicht verändert. Seit 2021 ist der unbereinigte Verdienstabstand jedoch um zwei Prozent-
punkte zurückgegangen. Regional bestehen weiterhin deutliche Unterschiede: In den östlichen Bun-
desländern lag der unbereinigte GPG im Jahr 2024 bei 5 %, in den westlichen bei 17 % (Destatis, 2025c).  

Rund 60 % des unbereinigten GPG lassen sich durch beobachtbare strukturelle Unterschiede erklären, 
insbesondere durch die höhere Teilzeitquote von Frauen (die typischerweise mit geringeren durch-
schnittlichen Bruttostundenverdiensten einhergeht) sowie ihre stärkere Konzentration in geringer ent-
lohnten Branchen und Berufen. Auch Unterschiede im Anforderungsniveau der Tätigkeiten tragen 
hierzu bei. Zu berücksichtigen ist, dass die beobachtbaren Unterschiede selbst das Ergebnis ge-
schlechtsspezifischer Selektionsmechanismen und normativer Erwartungen sein können, die den Zu-
gang von Frauen zu höher entlohnten Tätigkeiten begrenzen.  

Die verbleibenden rund 40 % der Verdienstlücke können durch die verfügbaren Merkmale nicht erklärt 
werden und entsprechen einem bereinigten Gender Pay Gap von etwa 6 % (ebenfalls Abbildung 3 c); 
im Osten sind es 9 % und im Westen 6 %.9 Der bereinigte GPG hat sich seit 2023 nicht verändert; im 
Jahr 2022 lag er noch um einen Prozentpunkt höher (Destatis, 2025c). Der bereinigte GPG weist darauf 
hin, dass Frauen selbst bei vergleichbarer Qualifikation und Tätigkeit im Durchschnitt weiterhin gerin-
gere Stundenverdienste erzielen. Da jedoch lohnrelevante Faktoren wie Erwerbsunterbrechungen oder 
individuelle Verhandlungsstrategien nur unvollständig erfasst werden, ist der bereinigte GPG als Ober-
grenze für mögliche geschlechtsspezifischer Lohndiskriminierung zu interpretieren. 

Neben strukturellen Faktoren können auch Persönlichkeitsmerkmale zur Erklärung geschlechtsspezifi-
scher Lohnunterschiede beitragen. Auf Basis des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP) zeigen Schaller 
et al. (2026), dass emotionale Stabilität positiv und Verträglichkeit negativ mit dem Bruttostundenlohn 
zusammenhängen. Da Frauen im Durchschnitt höhere Werte bei Verträglichkeit und Männer bei emo-
tionaler Stabilität aufweisen, können solche Unterschiede sowie deren Bewertung auf dem Arbeits-
markt zur Persistenz der Lohnlücke beitragen. Der Abbau geschlechtsspezifischer Stereotype könnte 
daher langfristig zur Verringerung des Gender Pay Gap beitragen. 

Im Jahr 2024 lag der Anteil der 18- bis 24-Jährigen ohne Sekundarstufe-II- oder weiteren Ausbildungs-
abschluss (Abbildung 3 d) basierend auf Daten des Mikrozensus erneut bei 13,1 % und damit um mehr 
als vier Prozentpunkte über dem Zielwert von 9 %. Diese Personen verfügen weder über eine Hoch-
schulzugangsberechtigung wie Abitur oder Fachhochschulreife noch über eine abgeschlossene Berufs-
ausbildung und nehmen aktuell nicht an Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen teil. Gegenüber dem 
Vorjahr blieb der Anteil unverändert; seit 2021 ist er um 1,5 Prozentpunkte gestiegen. In den 

 
9 Der höhere bereinigte Gender Pay Gap in Ostdeutschland trotz geringerer unbereinigter Lohnunterschiede kann darauf zurückzuführen 

sein, dass strukturelle Unterschiede in Erwerbsbeteiligung und Berufsstruktur zwischen Frauen und Männern im Osten geringer ausfallen 
und dadurch verbleibende Lohnunterschiede innerhalb vergleichbarer Tätigkeiten stärker hervortreten. 
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vergangenen Jahren wurde der Anstieg abwechselnd von jungen Frauen und Männern getragen. Zu-
letzt ist der Anteil junger Männer leicht zurückgegangen, während der Anteil junger Frauen gestiegen 
ist. Im Jahr 2024 lag der Anteil junger Frauen bei 11 %, der junger Männer bei 15 % (Destatis, 2025d).  

Im OECD- und EU-Durchschnitt ist der Anteil junger Menschen ohne weiterführenden Abschluss in den 
letzten Jahren gesunken, während er in Deutschland gestiegen ist, insbesondere infolge eines höheren 
Anteils an Schulabbrüchen im Sekundarbereich II sowie anhaltender Schwierigkeiten beim Übergang 
in Ausbildung (Autor:innengruppe Bildungsberichterstattung, 2024; OECD, 2024). Im Jahr 2024 ver-
schärfen sich die Passungsprobleme auf dem Ausbildungsmarkt weiter: Bei leicht rückläufigem Ange-
bot und moderat steigender Nachfrage bleibt ein größerer Anteil der Bewerber:innen als im Vorjahr 
ohne Ausbildungsplatz. Dies ist weniger auf ein fehlendes Angebot, als auf strukturelle Mismatch-Prob-
leme zurückzuführen, die unter anderem aus unzureichender Berufsorientierung sowie regionalen und 
qualifikatorischen Disparitäten resultieren (BMBFSFJ, 2025). 

Langfristig sind formal fehlende Bildungsabschlüsse in Deutschland eng mit sozialen Ungleichheiten 
verknüpft: Herausfordernde familiäre Ausgangsbedingungen, etwa in Familien von Alleinerziehenden 
oder Familien mit Migrationsgeschichte, werden vom Bildungssystem nur begrenzt kompensiert, so-
dass Bildungsbeteiligung und -erfolg bereits beim Zugang zur frühkindlichen Bildung und im weiteren 
Bildungsverlauf ungleich verteilt sind. In den letzten Jahren haben migrationsbedingte Unterschiede 
die Bildungsbeteiligung und Kompetenzentwicklung zunehmend geprägt, etwa durch einen höheren 
Anteil leseschwacher Schüler:innen unter Jugendlichen mit Einwanderungsgeschichte (Autor:innen-
gruppe Bildungsberichterstattung, 2024; Boll & Kuger, 2024; OECD, 2024). Vor diesem Hintergrund 
kommt einer frühzeitigen Integration in die berufliche Bildung für Jugendliche mit Einwanderungsge-
schichte besondere Bedeutung für erfolgreiche Übergänge in den Arbeitsmarkt zu (OECD, 2025a). 

Fehlende Bildungsabschlüsse sind mit deutlich erhöhten Risiken für Arbeitslosigkeit, prekäre Beschäf-
tigung und niedrigere Erwerbseinkommen verbunden (OECD, 2025a). Dies erhöht die Wahrscheinlich-
keit, auch im Alter von Armut bedroht zu sein. Zudem verringern sich damit langfristig das Fachkräfte-
angebot und die gesamtwirtschaftliche Leistungsfähigkeit. Investitionen in Bildung sind daher zentral, 
um individuelle Teilhabechancen zu verbessern und zugleich das langfristige Wachstumspotenzial der 
Volkswirtschaft zu sichern. 

Die Entwicklung der sozialen Nachhaltigkeit im NMV seit dem Jahr 2021 zeigt damit ein ambivalentes 
und insgesamt nicht zufrieden stellendes Bild. Der leichte und kontinuierliche Rückgang der Armutsri-
sikoquote ist positiv zu bewerten. Gleichzeitig zeigt sich, dass sich die Einkommensverteilung insgesamt 
auseinanderentwickelt und insbesondere höhere Einkommensgruppen stärker profitieren als untere. 
Auch die hohe Vermögenskonzentration sowie die begrenzten finanziellen Puffer eines erheblichen 
Teils der Bevölkerung verdeutlichen strukturelle Vulnerabilitäten gegenüber wirtschaftlichen Schocks.  

Der unbereinigte Gender Pay Gap ist in den letzten Jahren zwar leicht zurückgegangen, stagniert zuletzt 
jedoch auf einem weiterhin deutlich über dem Zielwert liegenden Niveau. Der seit 2021 steigende und 
zuletzt stagnierende Anteil junger Menschen ohne weiterführenden Abschluss deutet auf strukturelle 
Defizite im Bildungssystem sowie auf anhaltende Schwierigkeiten beim Übergang in Ausbildung und 
Beschäftigung hin. 

Die soziale Nachhaltigkeit bleibt durch langfristige Herausforderungen geprägt. Ohne gezielte politi-
sche Maßnahmen – insbesondere im Bildungsbereich – besteht die Gefahr einer weiteren Verfestigung 
sozialer Disparitäten, die sowohl individuelle Lebenslagen als auch die langfristige wirtschaftliche und 
fiskalische Stabilität beeinträchtigen können. 
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2.4 Ökologische Nachhaltigkeit  

Welchen Einfluss hatten die Krisenjahre seit 2019 auf die ökologische Nachhaltigkeit? Abbildung 4 a – 
d zeigt die vier Indikatoren des NMV zu diesem Ziel: Die Treibhausgasemissionen (THG-Emissionen), 
den Primärenergieverbrauch, den Anteil der Erneuerbaren Energien am Endenergieverbrauch sowie 
den Vogelindex, der die Artenvielfalt und die Landschaftsqualität misst. 

Zentral für die ökologische Nachhaltigkeit sind die Treibhausgasemissionen, die gesenkt werden müs-
sen, um die Erderwärmung abzuschwächen. Der Primärenergieverbrauch spielt hier eine wichtige 
Rolle, da Treibhausgase bei der Produktion von Energie ausgestoßen werden, solange Energie noch mit 
fossilen Energieträgern erzeugt wird. Der Anteil der Erneuerbaren Energien ist relevant, da die Erneu-
erbaren kaum zu THG-Emissionen führen und damit ein höherer Anteil der Energieerzeugung aus Er-
neuerbaren für sich genommen zu einer Reduzierung der Emissionen führt. 

In Abbildung 4 a, die die Entwicklung der Treibhausgasemissionen zeigt, finden sich zwei Zielpfade. Der 
erste Zielpfad beruht auf der rechtlich unverbindlichen Selbstverpflichtung Deutschlands, die THG-
Emissionen bis 2020 um 40 % gegenüber 1990 zu reduzieren. Der zweite Zielpfad ergibt sich aus dem 
2019 verabschiedeten Klimaschutzgesetz (KSG). In diesem wurden rechtlich verbindliche THG-Minde-
rungsziele eingeführt, um die Wirtschaft bis 2045 netto klimaneutral zu gestalten und ab 2050 negative 
Emissionen zu erzielen (Umweltbundesamt (UBA), 2024). Laut KSG sollen die Emissionen im Jahr 2030 
um 65 % gegenüber 1990 fallen und bis 2040 um mindestens 88 %. Insgesamt wurde das Ziel zu den 
gesamten Treibhausgasemissionen seit 2019 eingehalten. 2024 lagen die Emissionen um 48,2 % unter-
halb des Wertes von 1990.10  

Für eine Analyse der Entwicklung der Treibhausgasemissionen ist die Kaya-Identität nützlich (Infobox 
2). Mit deren Hilfe lässt sich aufschlüsseln, welchen Beitrag die Veränderung des BIP, die Veränderung 
der Treibhausgasintensität des Energieverbrauchs, die Veränderung der Energieintensität der Produk-
tion sowie Umwandlungsverluste von Primär- zur Endenergie zur Veränderung der THG-Emissionen 
geleistet haben.  

Insgesamt sind die Emissionen zwischen 2019 und 2025 um kräftige 18,7 % bzw. 149 Millionen Tonnen 
CO2-Äquivalente gesunken. Das reale BIP hat in diesem Zeitraum so gut wie keine Rolle gespielt, da es 
– wie bereits beschrieben – 2025 nur um 0,3 % über dem Niveau von 2019 lag und damit quasi stagniert 
ist. Dass die Emissionen insgesamt seit 2019 gesunken sind, lag in etwa gleichen Teilen an der Abnahme 
der Energieintensität der Produktion (also wie viel Energie pro Euro reale Produktion verbraucht 
wurde) sowie der Verringerung der Umwandlungsverluste (also wie viel Energie bei der Umwandlung 
von der Erzeugung zum Verbrauch verloren geht). Erstere führten für sich genommen zu einer Redu-
zierung der Emissionen um 74 Millionen Tonnen, letztere zu einer Reduzierung um 71 Millionen Ton-
nen.  

Dabei gingen sowohl die Energieintensität als auch die Umwandlungsverluste vor allen in den Jahren 
2022 und 2023 zurück. Der Rückgang der Energieintensität liegt zum größten Teil am Sinken der Pro-
duktion in der energieintensiven Industrie, darunter etwa die Grundstoffchemie und die Metallerzeu-
gung infolge der hohen Energiekosten und der nachlassenden Binnen- und Weltnachfrage (Expertenrat 
für Klimafragen, 2025). Der Rückgang der Umwandlungsverluste lässt sich laut Expertenrat für Klima-
fragen (2025) vor allem durch einen Übergang von Energieträgern mit geringem Wirkungsgrad zu sol-
chen mit höherem Wirkungsgrad erklären, etwa von Kohle zu Gas oder zu den Erneuerbaren Energien. 

 
10  Der Wert der THG-Emissionen für 2024 beruht auf Berechnungen der Agora Energiewende (2025).  
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Durch einen höheren Wirkungsgrad ist ein größerer Anteil der erzeugten Primärenergie für den End-
verbrauch nutzbar.  

Darüber hinaus haben höhere Stromimporte die Umwandlungsverluste verringert. Das liegt daran, 
dass importierte Energie in Deutschland als Endenergie verbraucht wird, die Primärenergieerzeugung 
und die Umwandlungsverluste aber im Ausland anfallen. Dadurch wird in Deutschland bei gleichem 
Primärenergieverbrauch mehr Endenergie verbraucht, was rein rechnerisch zu einem Fall der Umwand-
lungsverluste führt. 

Abbildung 4: Ökologische Nachhaltigkeit 

 

Quellen: AG Energiebilanzen, BMWK, Umweltbundesamt. 
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Infobox 2: Zerlegung der THG-Emissionen durch die Kaya-Identität 

Wie sich THG-Emissionen entwickeln, kann mit der sogenannte „Kaya-Identität“ (Expertenrat für Klimafragen, 2025; Kaya 
et al., 1997) beschrieben werden. Nach dieser ergeben sich die Emissionen als Produkt aus der Treibhausgasintensität des 
Energieverbrauchs (Teil 1 der untenstehenden Gleichung), der Energieintensität der realen Produktion (Teil 2), den Um-
wandlungsverlusten von der Primärenergieerzeugung zum Endenergieverbrauch11 (Teil 3) und des realen BIP (Teil 4): 

 

𝑇𝑇𝑇𝑇𝑇𝑇=
𝑇𝑇𝑇𝑇𝑇𝑇

𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃ä𝑟𝑟𝑟𝑟𝑟𝑟𝑟𝑟𝑟𝑟𝑟𝑟𝑟𝑟𝑟𝑟𝑟𝑟𝑟𝑟𝑟𝑟𝑟𝑟𝑟𝑟𝑟𝑟𝑟𝑟𝑟𝑟ℎ ×
𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸ℎ

𝐵𝐵𝐵𝐵𝐵𝐵 ×
𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃ä𝑟𝑟𝑟𝑟𝑟𝑟𝑟𝑟𝑟𝑟𝑟𝑟𝑟𝑟𝑟𝑟𝑟𝑟𝑟𝑟𝑟𝑟𝑟𝑟𝑟𝑟𝑟𝑟𝑟𝑟𝑟𝑟ℎ
𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸ℎ × 𝐵𝐵𝐵𝐵𝐵𝐵 

 

Die Treibhausgasintensität des Energieverbrauchs zeigt, wie viele Tonnen Treibhausgase pro Joule Primärenergie emittiert 
werden; die Energieintensität der Produktion zeigt, wie viel Einheiten Energie pro Einheit realer Produktion verbraucht 
werden; und das Verhältnis von Primär- zu Endenergieverbrauch zeigt an, wie viele Umwandlungsverluste zwischen ein-
gesetzter Primärenergie und letztlich nutzbarer Endenergie entstehen. 

An der Gleichung lässt sich erkennen, dass eine Steigerung des BIP ohne eine Veränderung der drei anderen Größen direkt 
zu einer Steigerung der Emissionen führt. Ebenfalls führt ein Sinken des BIP – wie etwa in einer Rezession – zu einer 
Senkung der Emissionen, wenn die anderen Faktoren unverändert bleiben. Sinken allerdings die Energieintensität, die 
Treibhausgasintensität der Produktion und / oder die Umwandlungsverluste, führt das für sich genommen zu einem Sin-
ken der Emissionen, selbst wenn das BIP unverändert bleibt. Bei absehbar steigender Wirtschaftsleistung – die ja auch ein 
Ziel des NMV ist – müssen also diese drei Größen stärker sinken, um die THG-Emissionen weiter zu reduzieren.  

Auf Grundlage der Kaya-Identität lässt sich der Beitrag in Millionen Tonnen CO2-Äquivalenten berechnen, den jeder dieser 
vier Faktoren für die Veränderung der Treibhausgasemissionen geleistet hat (zur Methode, siehe Expertenrat für Klima-
fragen (2025, S. 176)).  

 

Der ebenfalls im NMV enthaltene Primärenergieverbrauch ist zwischen 2019 und 2025 um 17,8 % ge-
fallen, also etwas weniger als die Emissionen (Abbildung 4 b). Wie bei den Emissionen liegt das an der 
Stagnation des BIP, der infolge hoher Energiepreise gesunkenen Industrieproduktion, aber auch am 
Rückgang der Umwandlungsverluste durch den Einsatz von Energiearten mit höherem Wirkungsgrad 
(Expertenrat für Klimafragen, 2025). 

Der Anteil der Erneuerbaren am Endenergieverbrauch12 stieg zwischen 2019 und 2025 recht kräftig 
von 17,3 auf 23,8 % (Abbildung 4 c), entwickelt sich damit aber trotzdem unterhalb des Zielpfades, auf 
den sich die Bundesregierung im Rahmen des integrierten Nationalen Energie- und Klimaplan (NECP) 
festgelegt hat. Die Bundesregierung hat sich darauf verpflichtet, bis 2030 den Anteil von Erneuerbaren 
Energien am Bruttoendenergieverbrauch auf 41 % zu steigern. Auf diesem Pfad gilt für 2025 ein Ziel 
von 27,9 %. Damit lag der tatsächliche Anteil der Erneuerbaren vier Prozentpunkte unterhalb des Zie-
les.  

 
11  Der von Unternehmen und Haushalten verbrauchte Strom, Treibstoff oder Heizenergie wird als Endenergieverbrauch bezeichnet. Dieser 

ist in der Regel niedriger als der Primärenergieverbrauch, der die ursprünglich eingesetzte Energieform umfasst – etwa Kohle, Erdgas oder 
Sonnenstrahlung. Der Unterschied entsteht durch Umwandlungsverluste, zum Beispiel bei der Stromerzeugung oder beim Transport. Der 
Wirkungsgrad gibt an, wie viel der eingesetzten Primärenergie letztlich als nutzbare Endenergie zur Verfügung steht. So entsteht bei der 
Stromproduktion aus Kohle viel Abwärme, die nicht genutzt werden kann – der Wirkungsgrad solcher Kraftwerke ist daher relativ niedrig. 
Erneuerbare Energien wie Wind- oder Solarstrom haben im Vergleich einen höheren rechnerischen Wirkungsgrad, weil kein Brennstoff 
verbrannt wird und der erzeugte Strom direkt nutzbar ist. In solchen Fällen sind Primär- und Endenergieverbrauch nahezu gleich. 

 

12  Der Endenergieverbrauch ergibt sich, wenn man vom Primärenergieverbrauch die Umwandlungsverluste abzieht, die sich bei der Um-
wandlung von Energiearten ergeben. 
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Damit die Bundesregierung ihre Ziele für den Ausbau der Erneuerbaren und damit auch für die THG-
Emissionen und den Primärenergieverbrauch erfüllt, müssen die Erneuerbaren sehr viel stärker ausge-
baut werden. Einen starken Trend in diese Richtung gibt es bereits. 2025 stieg die installierte Leistung 
der Erneuerbaren mit einem Plus von 23 Gigawatt so stark wie noch nie und übertraf noch den bishe-
rigen Rekordzubau der Jahre 2023 und 2024. Getragen wurde diese Ausbaudynamik in den letzten Jah-
ren vor allem durch die Photovoltaik, die mit einem Plus von 17,5 Gigawatt 2025 für das Gros des Zu-
baus verantwortlich war. Der Zubau von Windenergie ist zwar auch deutlich gestiegen, bleibt aber wei-
terhin unterhalb der Spitzen der Jahre 2014 bis 2017. 

Die Erneuerbaren spielen bisher vor allem im Energiesektor und bei der Stromerzeugung eine wichtige 
Rolle. Zur vollständigen Dekarbonisierung ist es aber nötig, auch alle anderen Sektoren zu dekarboni-
sieren. Besonders problematisch sind hier regelmäßig die Sektoren Gebäude und Verkehr. In beiden 
wurden die Ziele des KSG in den letzten Jahren verfehlt (siehe zu den Gründen: Lindner und Tiefensee, 
(2023) sowie Agora Energiewende, (2025)).  

Trotz der vielen Schwierigkeiten bei der Transformation hin zur Klimaneutralität ist es möglich, dass 
Deutschland seine selbst gesteckten Klimaziele zumindest bis 2030 erreicht. Dies zeigt die aktuelle 
Treibhausgas-Projektion 2026 (Wehnemann et al., 2026). Die Projektion ergibt, dass das Zwischenziel 
hin zur Klimaneutralität, also bis 2030 die Treibhausgasemissionen um 65 % gegenüber 1990 zu redu-
zieren, in „greifbare Nähe“ gerückt sei. Wehnemann et al. (2026) projizieren eine Reduzierung bis 2030 
um knapp 63 %. Das Ziel einer Reduzierung der Treibhausgase von 88 % bis 2040 gegenüber 1990 droht 
aber deutlich verfehlt zu werden. Der Projektions-Bericht sieht nur eine Reduzierung von 80 %. Dies 
liegt vor allem an den Sektoren Gebäude und Verkehr, in denen die Dekarbonisierung auch absehbar 
nur sehr schwer durchzuführen ist, wenn sich die Rahmenbedingungen nicht ändern.  

Neben dem Klimawandel – und eng verbunden mit ihm – besteht das Problem des weltweiten Rück-
gangs der Biodiversität (Grundlage für die folgenden Ausführungen ist BMUKN (2024)). Dies ist die Viel-
falt der Tier- und Pflanzenarten einschließlich der innerartlichen Vielfalt und der Vielfalt an Lebensge-
meinschaften und Biotopen. Biodiversität ist zentral für die Funktion von Ökosystemen. Da Ökosysteme 
durch komplexe Interdependenzen zwischen Arten und ihrer Umwelt getragen werden, kann das Aus-
sterben einer Art – das unumkehrbar ist – zu empfindlichen Störungen der Funktionen von Ökosyste-
men führen. Diese bilden die fundamentalen Grundlagen für unseren Planeten und damit auch das 
Überleben der Menschen. Sie versorgen Mensch und Natur mit Nahrung, Wasser und Sauerstoff. 75 % 
der globalen Nahrungspflanzenarten sind auf Tierbestäubung etwa durch Bienen angewiesen; die Na-
tur leistet natürlichen Klimaschutz durch die Aufnahme und Speicherung von Kohlenstoff wie etwa in 
Wäldern, Mooren, Böden und Meeren. Mit dem Verlust von Biodiversität sinkt auch die Leistungsfunk-
tion von Ökosystemen, was die Versorgung der Weltbevölkerung mit Nahrungsmitteln und nachwach-
senden Rohstoffen gefährdet.  

Fünf sich gegenseitig verstärkende Faktoren treiben den Verlust von Biodiversität (IPBES, 2019): Die 
Veränderung von Land- und Meeresnutzung, etwa durch die Erschließung von Land für die Landwirt-
schaft und den Verlust von Waldflächen; die Nutzung von Organismen durch Jagd, die Zucht von Nutz-
tieren oder durch Überfischung; der Klimawandel, an den sich viele Ökosysteme nicht anpassen kön-
nen; Umweltverschmutzung etwa durch Plastik; und schließlich die Ausbreitung und Verdrängung hei-
mischer Tierarten durch invasive Arten.  

Bereits 1992 wurde das UN-Übereinkommen über die biologische Vielfalt beschlossen (Convention on 
Biological Diversity, CBD). Für 2020 konnten allerdings keine der 20 Biodiversitätsziele des CBD erreicht 
werden (Secretariat of the Convention on Biological Diversity, 2020). Mittlerweile gibt es aber 
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verstärkte Anstrengungen, um Biodiversität effektiver zu schützen. So hat die EU im Rahmen des Euro-
pean Green Deals 2020 eine EU-Biodiversitätsstrategie für 2030 vorgelegt. In Deutschland werden die 
Ziele des CBD national im Rahmen der Nationalen Strategie zur Biologischen Vielfalt (NBS) seit 2007 
verfolgt. Diese wird seit 2024 mit der NBS 2030 fortgesetzt (BMUKN, 2024).  

Die Strategie hatte bereits einige Erfolge (BMUKN, 2024): So ist der Flächenanteil von Naturschutzge-
bieten und Nationalparks in Deutschland zwischen 2000 und 2020 von 3,2 auf 4,6 % gestiegen; der 
Anteil des ökologischen Landbaus an der Landwirtschaftsfläche ist bis 2023 auf 11,2 % angewachsen – 
was allerdings wegen der geringeren Ertragsniveaus auch zu einer Zunahme der notwendigen Fläche 
geführt hat - und der Anteil der Wälder, die einer natürlich Entwicklung überlassen werden, ist von 
1,9 % 2013 auf 3,1 % 2020 gestiegen. 

Zur Messung der Artenvielfalt und Landschaftsqualität wird der sogenannten „Vogelindex“ erstellt 
(Abbildung 4 d). Dieser ist der Schlüsselindikator für die Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung 
(Bundesregierung, 2023). Er misst den Bestand und die Vielfalt von Vögeln. Damit kann abgebildet wer-
den, wie die Landschaft nicht nur Vögeln, sondern auch anderen Arten einen Lebensraum bietet und 
wie nachhaltig damit die Landnutzung ist (Umweltbundesamt, 2023). Der Indikator wurde jüngst 
grundlegend überarbeitet und auf eine breitere Datenbasis gestellt (Dröschmeister et al., 2025) und 
soll in Zukunft jährlich veröffentlicht werden. 

Wie hat sich die Biodiversität nun entwickelt? Das Ziel der Bundesregierung im Rahmen der Nationalen 
Strategie zur biologischen Vielfalt ist ein Indexwert von 100 bis zum Jahr 2030. Von diesem Ziel ist man 
aber noch weit entfernt. 2023, dem letzten Jahr, für das Daten vorliegen, lag der Index bei 80. In den 
letzten Jahren ist der Index trotz leichter Aufs und Abs stagniert. Das heißt, die Artenvielfalt hat weder 
signifikant zu- noch abgenommen. Das kann bedeuten, dass die momentanen Anstrengungen zum Ar-
tenschutz dabei helfen, den Einfluss der Faktoren, die negativ auf die Artenvielfalt wirken, zumindest 
zu neutralisieren. Allerdings erkennt man an den Indexwerten auch, wie stark die Artenvielfalt in der 
langen Frist gefallen ist. Laut rekonstruierten Werten stand der Index 1970 bei 214. Daran kann man 
die starke Abnahme der Artenvielfalt in den letzten Jahrzehnten erkennen.  

In Deutschland liegt die geringere Artenvielfalt laut Indikatorenbericht der Bundesregierung (2023) vor 
allem an der intensiven landwirtschaftlichen Nutzung, der Zerschneidung und Zersiedlung der Land-
schaft, der Bodenversiegelung sowie großräumiger Stoffeinträge wie Säurebildner oder Nährstoffe. 
Maßnahmen, die hier laut Indikatorenbericht helfen können, sind die Förderung der natürlichen Wald-
entwicklung; die Bereitstellung natürlicher Gewässerdynamiken zum Schutz von Lebensräumen und 
vor Hochwasser; die Bereitstellung von mehr naturnahen Flächen in Siedlungsbereichen und die bes-
sere Planung von Infrastruktur zur Vermeidung von Zerschneidung der Landschaften. An Küsten müss-
ten Schutzgebiete konsequenter vor hoher Freizeitnutzung oder intensiver Landwirtschaft geschützt 
werden.  

Klar ist hier allerdings, dass der notwendige Ausbau der öffentlichen Infrastruktur durchaus in Konflikt 
mit dem Naturschutz geraten könnte. Das gilt auch für den Klimaschutz: Der Indikatorenbericht sieht 
an Küsten den Aufbau von Windenergieanlagen als Gefahr für den dortigen Artenschutz. Der Ausbau 
der Windenergie ist aber ein wichtiger Bestandteil der Klimastrategie. Das heißt, es kann durchaus zu 
Zielkonflikten zwischen der Biodiversität und anderen Zielen des NMV kommen, die gut abgewogen 
werden müssen. 

Insgesamt ergibt sich für die ökologische Nachhaltigkeit damit ein gemischtes Bild. Das zentrale Ziel für 
die Treibhausgasemissionen ist erfüllt worden. Trotz des starken Falls des Primärenergieverbrauchs lag 
dieser oberhalb des Zielpfades der Bundesregierung. Die Zielerfüllung für die Emissionen dürfte 
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allerdings wenig nachhaltig sein, da sie besonders von der momentanen Energie- und Konjunkturkrise 
verursacht wurde und eine Erholung der Wirtschaft wieder zum Ansteigen der Emissionen führen 
könnte. Deswegen ist es besonders wichtig, den Ausbau der Erneuerbaren stark voranzutreiben. Das 
ist umso wichtiger, da das Ausbauziel für Erneuerbare trotz des Rekordzubaus bei Photovoltaik 2023 
und 2024 nicht erreicht wurde. Gar keine Fortschritte gibt es in der Artenvielfalt. Zwar hat sich die 
Artenvielfalt – gemessen am Vogelindex – in den letzten Jahren nicht verschlechtert. Sie ist aber noch 
weit vom Ziel der Bundesregierung und erst recht von Werten der Vergangenheit entfernt.  

FAZIT 
Insgesamt konnten in den Krisen der Jahre 2020 bis 2025 nur die wenigsten Nachhaltigkeitsziele des 
NMV in Wirtschaft, Staat, Sozialem und Ökologie erreicht werden.  

Beim Ziel des materiellen Wohlstands und der wirtschaftlichen Stabilität sind drei von fünf Zielen ver-
fehlt worden: Das BIP pro Kopf ist leicht gesunken und der Konsum pro Kopf hat zwischen 2019 und 
2025 mit insgesamt 3,9 % nur sehr leicht zugenommen; die Inflation ist besonders 2022 und 2023 deut-
lich höher als 2 % gewesen, geht allerdings wieder zurück. Der Leistungsbilanzüberschuss liegt seit 2022 
allerdings unter der Marke von 6 %. Sehr positiv ist, dass die Beschäftigungsziele trotz der Krisen über-
erfüllt wurden und die Quote 2025 sogar höher lag als noch im Vorkrisenjahr 2019 – allerdings ganz 
leicht unter dem Niveau des Jahres 2024.  

Bei der Nachhaltigkeit der Staatstätigkeit ist in den fünf Krisenjahren keines der Ziele erreicht worden. 
Die Stützungsmaßnahmen des Staates gegen die Folgen der Corona- und der Energiepreiskrise haben 
die Defizite und die Schuldenstandquote erhöht. Die öffentliche Investitionsquote lag weiterhin unter 
dem Ziel, hat sich aber in den letzten Jahren deutlich erhöht. Zudem wird die Reform der Schulden-
bremse vom März 2025 absehbar dazu führen, dass die Investitionen in den nächsten Jahren deutlich 
steigen werden. 

Bei der sozialen Nachhaltigkeit ist keines der angestrebten Ziele für den zuletzt verfügbaren Zeitpunkt 
– in der Regel das Jahr 2024 – erreicht worden und auch für kein Jahr seit 2021. Die Entwicklung war 
jedoch für jeden der vier Indikatoren unterschiedlich. Die Armutsrisikoquote zeigt einen leichten, aber 
stetigen Rückgang. Demgegenüber hat die Einkommensungleichheit zugenommen. Der (unbereinigte) 
Gender Pay Gap (GPG) ist zunächst gesunken, verharrt jedoch inzwischen auf einem unveränderten 
Niveau. Der Anteil junger Menschen ohne weiteren Abschluss ist zunächst gestiegen und stagniert zu-
letzt. Für die Zukunft sind deshalb weiterhin gezielte Investitionen im Bildungsbereich nötig für die 
Sicherung individueller Teilhabechancen und der gesamtwirtschaftlichen Leistungsfähigkeit. 

Bei der ökologischen Nachhaltigkeit ist in den Krisenjahren das zentrale Ziel der Reduktion der Treib-
hausgase erreicht worden. Allerdings sind die Emissionen zu großen Teilen durch temporäre Sonder-
faktoren gesunken. Die Stagnation des BIP in den letzten Jahren und die enorm gestiegenen Energie-
preise haben zu einem Rückgang der Energienachfrage und damit auch der Treibhausgasemissionen 
geführt. Wenn das BIP wieder steigt und die Preise wieder zurückgehen sollten, könnte das auch zu 
einem Wiederanstieg der Emissionen führen. 

Alle anderen Ziele der ökologischen Nachhaltigkeit sind verfehlt worden. Die Erneuerbaren Energien 
liefern zwar stetig mehr Energie. Der Zielpfad, der sich aus den neuen europäischen Zielen zum Ausbau 
der Erneuerbaren Energien ergibt, ist allerdings verfehlt worden. Damit ergibt sich trotz der zielkonfor-
men Emissionsreduzierung weiterhin Handlungsbedarf, um nicht nur die Erneuerbaren stark 
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auszubauen, sondern auch andere Wirtschaftsbereiche zu dekarbonisieren – hier vor allem in die Sek-
toren Gebäude und Verkehr.  

Die Ziele zur Artenvielfalt, wie sie mit dem Vogelindex gemessen wurden, sind nicht erreicht worden. 
Die letzten Daten liegen bis 2023 vor. Der Wert stagniert bereits seit Jahren und liegt weit unter dem 
Ziel, das bis 2030 vorgegeben ist.  

Gesellschaft und Wirtschaft stehen seit 2020 nahezu kontinuierlich unter erheblichem Druck, und die 
Herausforderungen für die Regierungen sind entsprechend groß. Dennoch ist es der Politik bis 2023 
insgesamt gelungen, angemessen auf die Krisen zu reagieren. Staatliche Eingriffe zur Stabilisierung von 
Einkommen, Beschäftigung und Unternehmen haben wesentlich dazu beigetragen, die negativen Aus-
wirkungen auf materiellen Wohlstand und soziale Nachhaltigkeit abzufedern. Gleichzeitig ging dies mit 
einem deutlichen Anstieg der Staatsverschuldung einher. Mit dem Auslaufen akuter Kriseninterventio-
nen und vor dem Hintergrund verfassungsrechtlicher Vorgaben hat sich der finanzpolitische Fokus dann 
wieder stärker auf Konsolidierung verschoben, was die gesamtwirtschaftliche Dynamik gedämpft hat. 

Dem trug die Reform der Schuldenbremse im Frühjahr 2025 Rechnung, die den Verschuldungsspiel-
raum für öffentliche Investitionen erweitert hat. Dies eröffnet zusätzliche Möglichkeiten, insbesondere 
in den Bereichen Infrastruktur und Klimaschutz zu investieren und damit zentrale Ziele des NMV zu 
unterstützen. 

Zugleich gewinnen externe Risiken zunehmend an Bedeutung. Die geopolitischen Entwicklungen, ins-
besondere die Eskalation im Nahen Osten im Zusammenhang mit dem Krieg um den Iran, stellen zu-
sätzliche Belastungen für die wirtschaftliche und gesellschaftliche Entwicklung dar. Anhaltende Span-
nungen könnten zu erneuten Energiepreisschocks, erhöhter Volatilität auf den Märkten und einer Ab-
schwächung der wirtschaftlichen Dynamik führen. Diese Unsicherheiten erschweren Investitionsent-
scheidungen und können die Fortschritte in mehreren Dimensionen des NMV beeinträchtigen. Vor die-
sem Hintergrund gewinnt die Stärkung wirtschaftlicher Resilienz sowie eine vorausschauende und fle-
xible Wirtschaftspolitik weiter an Bedeutung. 
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